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Die Woche im Arbeitsrecht

// Im Blickpunkth

L�wisch, R�der und Krieger beleuchten die Auswirkungen der Diskriminierungsverbote der EG-Richtlinien auf die in § 1

Abs. 3 KSchG genannten Gesichtspunkte in ihrem Beitrag. Friemel und Kamlah bieten L�sungen f�r die Schießung von

Vertragsl�cken f�r den Fall der Erfindung durch Organmitglieder. Simon und Greßlin kommentieren das aktuelle BAG-Ur-

teil zur Bonuszahlung bei unterbliebener Zielvereinbarung.

Armin Fladung, Verantwortlicher Redakteur Arbeitsrecht

// Standpunkt /
von Christian Oberwetter,

RA, FA ArbR und FA IT-Recht,

Hamburg

Versteigerung von Rechtsanw�l-
ten per Internetauktion?

Das Bundesverfassungsgericht hat k�rzlich

entschieden, dass die Versteigerung anwalt-

licherDienstleistungen in einem Internetaukti-

onshaus nicht berufswidrig ist. Nach der Ent-

scheidung kann ein Anwalt seine Dienst-

leistungen h�ppchenweise im Internet

versteigern, ohne gegen berufsrechtliche An-

forderungen zu verstoßen. Kann er auch seine

gesamte Arbeitskraft zur Verf�gung stellen –

im Sinne von: „Rechtsanwalt bietet Vollzeitt�-

tigkeit zum Startpreis von einem Euro“? Dage-

gen ist grunds�tzlich nichts einzuwenden. Je

nach Ausgestaltung der Angebotsseite kann

ein vollwirksamer Arbeitsvertrag zustande

kommen. Aber: Ein Schn�ppchen kann �rger

bereiten. Der AnwaltsGH Nordrhein-Westfalen

hat festgehalten, dass Rechtsanw�lte gem�ß

§ 26 BORA nur zu angemessenen Bedingun-

gen besch�ftigt werden d�rfen. Das Gericht

sah eine Summe von 2300 Euro als Richtmaß

f�r das Einstiegsgehalt eines Rechtsanwalts.

Wird ein Rechtsanwalt zu wesentlich geringe-

ren Konditionen ersteigert, ist das nicht mehr

angemessen im Sinne der BORA und im �bri-

gen sittenwidrig gem�ß § 138 Abs. 1 BGB.

Rechtsfolge: Nichtigkeit des Vertrages und ge-

gen den Ersteigerer ein Kammerverfahren.

Vgl. auch das BB-Special 3/08 zum Berufs-

recht in Heft 11 des BB.

Entscheidungen
BAG: Zul�ssige Rentnergesellschaft durch

Umwandlung eines Unternehmenstr�gers

Der dritte Senat entschied in seinem Urteil vom

11.3.2008 – 3 AZR 358/06 –, dass durch Um-

wandlungen eines Unternehmenstr�gers Rent-

nergesellschaften entstehen k�nnen, die der Ab-

wicklung der betrieblichen Altersversorgung die-

nen. Es bedarf keiner Zustimmung der Betriebs-

rentner; § 4 BetrAVG ist nicht anwendbar. Der

fr�here Arbeitgeber muss allerdings die Rent-

nergesellschaft als neue Versorgungsschuldnerin

ausreichend ausstatten.
(Quelle: PM des BAG vom 11.3.2008)

Dazu demn�chst im BB der Entscheidungs-

report von Klemm.

BAG: Auslegung einer Wertsicherungs-

klausel

Der dritte Senat entschied in seinem Urteil vom

13.11.2007 – 3 AZR 636/06 – wie folgt: Welchen

Umfang eine Wertsicherungsklausel hat, ist

durch Auslegung nach den Regeln der §§ 133,

157 BGB zu ermitteln. Haben alle Beteiligten eine

Erkl�rung �bereinstimmend in demselben Sinne

verstanden, so geht der wirkliche Wille der Par-

teien dem Wortlaut des Vertrages und jeder an-

derweitigen Interpretation vor und setzt sich

auch gegen�ber einem v�llig eindeutigen Ver-

tragswortlaut durch. Der Anspruchsteller gen�gt

seiner Darlegungslast jedenfalls dann, wenn er

einen entsprechenden inneren Willen seines Ver-

tragspartners behauptet und diese Behauptung

nicht aufs Geratewohl macht, also nicht gleich-

sam „ins Blaue hinein“ aufstellt.

Volltext des Urteils: // BB-ONLINE BBL2008-609-1

unter www.betriebs-berater.de

BAG: Unzul�ssige Rechtsaus�bung bei

Verj�hrungseinrede

Der f�nfte Senat entschied in seinem Urteil vom

7.11.2007 – 5 AZR 910/06 – wie folgt: Die Verj�h-

rungseinrede stellt eine unzul�ssige Rechtsaus-

�bung dar, wenn der Schuldner den Gl�ubiger

durch sein Verhalten von der Erhebung der Klage

abgehalten oder ihn nach objektiven Maßst�ben

zu der Annahme veranlasst hat, er werde den

Anspruch auch ohne Rechtsstreit vollst�ndig er-

f�llen. Ein R�ckschluss auf die uneingeschr�nkte

Leistungsbereitschaft des Schuldners ist nur ge-

rechtfertigt, wenn sich aus den gesamten Um-

st�nden klar und eindeutig ergibt, der Schuldner

werde die Forderung trotz des Eintritts der Ver-

j�hrung erf�llen.

Volltext des Urteils: // BB-ONLINE BBL2008-609-2

unter www.betriebs-berater.de

BAG: Personenbedingte K�ndigung bei

Krankheit

Der zweite Senat entschied in seinem Urteil vom

8.11.2007 – 2 AZR 292/06 – wie folgt: Die prog-

nostizierten Fehlzeiten sind nur dann geeignet,

eine krankheitsbedingte K�ndigung sozial zu

rechtfertigen, wenn sie auch zu einer erheb-

lichen Beeintr�chtigung der betrieblichen Inte-

ressen f�hren. Dabei k�nnen neben Betriebsab-

laufst�rungen auch wirtschaftliche Belastungen,

etwa durch zu erwartende, einen Zeitraum von

mehr als sechs Wochen pro Jahr �bersteigende

Entgeltfortzahlungskosten, zu einer derartigen

Beeintr�chtigung betrieblicher Interessen f�h-

ren. Entgeltfortzahlungskosten k�nnen auch

dann als wirtschaftliche Belastungen zu ber�ck-

sichtigen sein, wenn sie zum Teil aus einem

Tronc bezahlt werden und damit zugleich die

Verg�tungsanspr�che anderer Arbeitnehmer

schm�lern.

Volltext des Urteils: // BB-ONLINE BBL2008-609-3

unter www.betriebs-berater.de

VG Berlin: Postmindestlohnverordnung

rechtswidrig

Die Kammer entschied in ihrem Urteil vom

7.3.2008 – VG 4 A 439.07 –, dass die Erstre-

ckung des Mindestlohns auf die gesamte Bran-

che Briefdienstleistungen rechtswidrig ist. Der

Bundesminister f�r Arbeit und Soziales habe mit

der Unbeachtlichkeitserkl�rung der bei den

Postkonkurrenten bestehenden Tarifvertr�ge

seine gesetzliche Erm�chtigung �berschritten.

Auch f�r eine Verletzung der Berufsfreiheit

durch Existenzbedrohung sah die Kammer An-

haltspunkte.
(Quelle: PM des VG Berlin vom 7.3.3008)

St�ndigeMitarbeiter im Arbeitsrecht: Prof. Dr. Burkhard Boemke, Leipzig; RA Dr. Anke Freckmann, K�ln; RA Dr. Mark Lembke, Frankfurt a.M.; Prof. Dr. Dr. h. c. Manfred L�wisch, Freiburg;
Prof. Dr. Gregor Th�sing, Bonn
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